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Antwort auf Mündliche Anfrage 
 
 

 
 

Welche Gesetze plant die Landesregierung?  
 
Abgeordnete Jan-Christoph Oetjen, Dr. Stefan Birkner, Christian Dürr, Christian Grascha, Jörg Bo- 
de, Dr. Marco Genthe, Björn Försterling, Sylvia Bruns, Hillgriet Eilers, Hermann Grupe, Dr. Gero  
Hocker, Gabriela König, Horst Kortlang und Almuth von Below-Neufeldt (FDP)  
 
Antwort der Niedersächsischen Staatskanzlei namens der Landesregierung  
 
Vorbemerkung der Abgeordneten  
 
Die Landesregierung hat in zahlreichen Pressekonferenzen und Interviews einzelner Minister ihr  
Initiativwerden angekündigt. So hat der Innenminister in der 2. Sitzung des Innenausschusses am  
4. April 2013 eine Novellierung des Niedersächsischen SOG angekündigt. Außerdem werde es bei  
dem Niedersächsischen Versammlungsgesetz einige Überprüfungen mit dem Ziel der Stärkung des  
Demonstrationsrechtes geben.  
 
Die Justizministerin kündigte ihrerseits in der Sitzung des AfRuV am 10. April 2013 an, sie wolle  
Richterwahlausschüsse schaffen und damit die demokratische Legitimation der Justiz stärken.  
 
Im Rahmen einer Kleinen Anfrage zur mündlichen Beantwortung in einer Sitzung des Landtages  
am 5. Juni 2015 (TOP 24, Nr. 31) hat die Kultusministerin erklärt: „Die Landesregierung erarbeitet  
derzeit intensiv den Gesetzentwurf eines neuen KiTaG. Aufgrund der Vielzahl der geplanten Ände- 
rungen wird es sich voraussichtlich um eine Neufassung dieses Gesetzes handeln.“  
 
Im Rahmen des niedersächsischen Philologentages am 25. November 2015 in Goslar sagte Minis- 
terpräsident Stephan Weil: „Ich finde es deswegen sehr gut, dass Kultusministerin Heiligenstadt in  
einem groß angelegtem Projekt ausloten will, auf welche Weise die Schulen in Niedersachsen sich  
besser auf den Kern ihrer Arbeit konzentrieren können. Man mag es eine ‚Entrümpelungsaktion‘  
nennen oder eine andere Überschrift finden - ich wünsche diesem Vorhaben jedenfalls alles er- 
denklich Gute. Die Kultusministerin wird alle Lehrerinnen und Lehrer in Niedersachsen, aber auch  
selbstverständlich alle Verbände einladen, mit ihren Vorschlägen zu diesem Vorhaben beizutragen.  
Sie wird diese Vorschläge nicht im stillen Kämmerchen, sondern mit den Interessenverbänden da- 
rauf abklopfen, möglichst viel Zeit und möglichst viel Energie für die individuelle Förderung der jun- 
gen Leute einsetzen zu können. Gehen Sie davon aus, dass ich dieses Projekt und seine Ergeb- 
nisse mit großem Interesse verfolgen werde.“  
 
Vorbemerkung der Landesregierung  
 
Die Mitglieder der Landesregierung kündigen gesetzgeberische Initiativen an, um die Öffentlichkeit  
zu informieren sowie um die betroffenen Verbände und Einzelpersonen möglichst frühzeitig in den  
Diskurs über die inhaltliche Ausgestaltung von Gesetzesinitiativen einzubinden.  
 
Die in der Vorbemerkung der Abgeordneten genannten Novellierungen des Niedersächsischen Ge- 
setzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung, des Niedersächsischen Versammlungsgeset- 
zes sowie des Gesetzes zur Stärkung der Eigenverantwortlichkeit der Justiz sind ebenso in den  
Antworten zu den Fragen 1 und 2 genannt wie die beabsichtige Änderung des Gesetzes über Ta- 
geseinrichtungen für Kinder. Dagegen bleibt eine in Vorbereitung befindliche Initiative zu dem von  
den Abgeordneten erwähnten Projekt, mit dem sich Schulen besser auf den Kern ihrer Arbeit kon- 
zentrieren können, unerwähnt, weil es sich nach derzeitigem Stand um untergesetzliche Änderun- 
gen handeln würde.  
 
Die Antworten auf die Fragen 1 bis 3 beruhen auf einer kurzfristig durchgeführten Ressortabfrage.  
Sie geben das Ergebnis der Ressortabfrage wieder. In Abgrenzung zur Planung (siehe Frage 3)  
werden deshalb in der Antwort zu den Fragen 1 und 2 diejenigen Gesetzesinitiativen aufgeführt, die  
 
nach derzeitigem Stand bereits soweit vorstrukturiert sind, dass sie - vorbehaltlich einer Entschei- 
dung der Landesregierung - als Gesetzentwurf in den Landtag eingebracht könnten. In der Regel  
sind solche Gesetzesvorhaben aufgenommen, bei denen ein Eckpunktepapier oder ein Referen- 
tenentwurf vorliegt bzw. das Verfahren bei der Arbeitsgruppe Rechtsvereinfachung eingeleitet wur- 
de.  
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In der Antwort zu Frage 3 sind diejenigen Gesetzesinitiativen aufgeführt, bei denen nach derzeiti- 
gem Stand mit hinreichender Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann, dass sie noch in die- 
ser Legislaturperiode als Gesetzesinitiative in den Landtag eingebracht werden können. Es handelt  
sich dabei um solche Vorhaben, bei denen die oder der zuständige Ressortverantwortliche ihre  
oder seine grundsätzliche Zustimmung zu einer Gesetzesinitiative zum Ausdruck gebracht hat.  
Vorhaben, die lediglich auf Arbeitsebene angedacht worden sind, sind nicht aufgeführt, weil hier der  
Willensbildungsprozess sowohl in den einzelnen Ressorts als auch innerhalb der Landesregierung  
noch nicht abgeschlossen ist. Zudem weist die Landesregierung darauf hin, dass die Übersicht der  
Gesetzesvorhaben in der Antwort zu Frage 3 eine Momentaufnahme darstellt. Durch hinzutretende  
Umstände oder sich verändernde Sachverhalte können sich naturgemäß für die Landesregierung  
Handlungsnotwendigkeiten ergeben, die dann durch entsprechende Gesetzesinitiativen nachvoll- 
zogen werden oder im Einzelfall die Weiterverfolgung einer Gesetzesinitiative nicht länger ange- 
zeigt erscheinen lassen. Die Übersicht ist daher für die Zukunft weder verbindlich noch abschlie- 
ßend, sondern gibt den derzeitigen Planungsstand wieder.  
 
  
 
1. Welche Gesetze sind in Ressortverantwortung welches Ministeriums derzeit in Vorbe- 
reitung?  
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2. Wie ist der jeweilige Verfahrensstand?  
 
Siehe die Antwort zu Frage 1.  
 
  
 
3. Welche Vorhaben plant die Landesregierung noch in dieser Legislaturperiode in den  
Landtag einzubringen?  
 
Siehe nachfolgende tabellarische Übersicht.  
 
 

 
  
 
  
 
 

 
 

 


